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I. Auf die Beschwerde der Antragstellerinnen werden die BeschlÃ¼sse des
Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 8. September 2005 und vom 2. November
2005 abgeÃ¤ndert. Der Antragsgegner wird verpflichtet, den Antragstellerinnen
vorlÃ¤ufig ab dem 15. August 2005 ungekÃ¼rzt Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem SGB II zu gewÃ¤hren.

II. Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Frankfurt am Main vom 2. November 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

III. Der Antragsgegner hat die auÃ�ergerichtlichen Kosten den Antragstellerinnen zu
erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung der Leistungen nach dem
Sozialgesetzbuch â�� Zweites Buch â�� (SGB II) in voller HÃ¶he.
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Die 1961 geborene Antragstellerin zu 1. ist die Mutter des 1984 in H. geborenen R.
R. (Antragsteller im Verfahren L 7 AS 79/05 ER), des 1985 in H. geborenen R. Re.
(Antragsteller im Verfahren L 7 AS 80/05 ER) und der 1989 in H. geborenen
Antragstellerin zu 2. Alle Familienmitglieder sind tschechische StaatsangehÃ¶rige
und beantragten am 29. Juli 2004 eine Aufenthaltsgenehmigung.

Die gesamte Familie bezog von der Stadt H. Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
Bundessozialhilfegesetz (BSHG) bis in das Jahr 2004.

Der Antragsgegner lehnte mit Bescheid vom 13. Dezember 2004 (BA Bl. 6) die von
der Antragstellerin zu 1. am 3. Dezember 2004 beantragten Leistungen nach dem
SGB II (BA Bl. 26) ab, da der Antragsgegner der Auffassung war, dass fÃ¼r die
Antragstellerinnen keine HilfebedÃ¼rftigkeit im Sinne des Â§ 9 SGB II mehr
gegeben war.

Gegen diesen Bescheid legte die Antragstellerin zu 1. am 16. Dezember 2004
Widerspruch ein (BA Bl. 29).

Mit Bescheid vom 22. Dezember 2004 bewilligte die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit (H.)
(BA Bl. 14) die beantragten Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 2005 bis zum
30. Juni 2005 in HÃ¶he von 384,00 Euro. Dabei ging sie von einen Gesamtbedarf
der Antragstellerinnen von 662,00 Euro aus, der sich aus dem Regelsatz fÃ¼r
Alleinstehende von 345,00 Euro und einem Mehrbedarf von 41,00 Euro fÃ¼r
Alleinerziehende fÃ¼r die Antragstellerin zu 1. und vom Regelsatz fÃ¼r Kinder ab
Beginn des 15. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres in HÃ¶he von 276,00 Euro
zusammensetzte. Unterkunftskosten wurden nicht angesetzt, da die
Antragstellerinnen angegeben hatten, bei einem Bekannten, Herrn B. S., zu wohnen
und dort freies Wohnrecht zu genieÃ�en. Als Einkommen berÃ¼cksichtigte die
Bundesagentur Kindergeld in HÃ¶he von insgesamt 308,00 Euro, wobei sie dies um
einen Betrag von 30,00 Euro bereinigte.

Mit Schreiben (BA Bl. 52) vom 4. Januar 2005 unterrichtete das PolizeiprÃ¤sidium S.
â�� Polizeidirektion M. â�� im Rahmen der gegenseitigen Unterrichtungspflicht
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 1 (6), 22 (2) Ziff. 4 HSOG den Antragsgegner darÃ¼ber, dass die
Antragstellerinnen sowie deren BrÃ¼der in einer Vielzahl von Straftaten,
hauptsÃ¤chlich im Bereich der EigentumskriminalitÃ¤t, polizeilich in Erscheinung
getreten seien. Aufgrund dieser Straftaten seien sie seinerzeit durch die
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde der Stadtverwaltung H. ausgewiesen und alle Personen in der
Vergangenheit bereits mehrfach abgeschoben worden. Nach dem Beitritt der
Tschechischen Republik zur EuropÃ¤ischen Union seien die Ausweisungen bis zum
30. April 2005 befristet worden. Danach seien sie wieder ungehindert ins
Bundesgebiet eingereist. Nach den Erkenntnissen der Polizei seien die
Antragstellerinnen und die beiden SÃ¶hne der Antragstellerin zu 1.
beschÃ¤ftigungslos. Von ihnen wÃ¼rden durch begangene Straftaten kriminelle
Gewinne erwirtschaftet. BezÃ¼glich der Antragstellerin zu 1. wurde gemeldet, dass
diese im Zeitraum vom April 1979 bis zum Dezember 2004 31 Straftaten, darunter
u.a. 17 DiebstÃ¤hle, ein rÃ¤uberischer Diebstahl, zwei schwere DiebstÃ¤hle und
zwei Leistungserschleichungen begangen hÃ¤tte. Hinsichtlich der Antragstellerin zu
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2. sei fÃ¼r den Zeitraum von Juni 2004 bis zum September 2004 festgestellt
worden, dass diese eine KÃ¶rperverletzung begangen und sich des Delikts der
Leistungserschleichung schuldig gemacht habe. Aus dem Bearbeitungsblatt (BA Bl.
62) ging hervor, dass die Antragstellerin zu 1. in der Zeit vom 11. September 2002
bis zum 13. Februar 2003 in der J., F. in Untersuchungshaft wegen VerstÃ¶Ã�en
gegen das AuslÃ¤ndergesetz eingesessen hatte.

Der Antragsgegner nahm mit Bescheid vom 31. Januar 2005 (BA Bl. 63) den
Bescheid der Arbeitsagentur fÃ¼r Arbeit in H. vom 22. Dezember 2004 zurÃ¼ck
und stellte die den Antragstellerinnen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
gewÃ¤hrten Leistungen nach dem SGB II ein. Er begrÃ¼ndete dies im Wesentlichen
damit, dass die Antragstellerinnen wiederholt durch Straftaten in Erscheinung
getreten seien. Es sei bekannt geworden, dass sie aus den verÃ¼bten Straftaten
Einkommen erzielten und somit in der Lage seien, ihren Lebensunterhalt auch ohne
staatliche UnterstÃ¼tzungsleistungen selbst zu bestreiten. Die weitere
LeistungsgewÃ¤hrung nach dem SGB II sei aus grundsÃ¤tzlichen ErwÃ¤gungen
heraus nicht mehr mÃ¶glich, da sie durch ihr Fehlverhalten eindeutig zum Ausdruck
gebracht hÃ¤tten, dass sie nicht erwerbsbereit und somit nicht erwerbsfÃ¤hig
seien. Eine weitere Grundvoraussetzung fÃ¼r den Bezug von Arbeitslosengeld II
nach dem SGB II stelle der Tatbestand dar, dass die Antragstellerinnen als
StaatsangehÃ¶rige aus Tschechien nur dann erwerbsfÃ¤hig und somit
anspruchsberechtigt sein kÃ¶nnten, wenn ihnen die Aufnahme einer
BeschÃ¤ftigung in der Bundesrepublik Deutschland erlaubt sei. Dies sei jedoch nicht
der Fall, da die Antragstellerinnen keine entsprechenden Arbeitserlaubnisse
besÃ¤Ã�en. Auf die weiteren AusfÃ¼hrungen wird Bezug genommen. Gleichzeitig
erteilte der Antragsgegner der Antragstellerin zu 1. wegen von ihr ausgestoÃ�ener
Bedrohungen mit sofortiger Wirkung ein Hausverbot.

Mit Schreiben vom 4. Februar 2005 legte die Antragstellerin zu 1. Widerspruch ein.
Dieser ist â�� soweit ersichtlich â�� noch nicht beschieden worden.

In der Zwischenzeit wurde die von Herrn S. angemietete und von den
Antragstellerinnen (mit-)bewohnte Wohnung gerÃ¤umt. FÃ¼r die Zeit ab dem 1.
Februar 2005 mietete die Antragstellerin zu 1. eine 3-Zimmer-Wohnung in der A-
StraÃ�e in A. fÃ¼r einen Mietzins von 425,00 Euro (BA Bl. 22) fÃ¼r sich und ihre
Kinder an.

In dem abgeschlossenen Eilverfahren (Beschluss vom 5. Mai 2005, Az.: S 47 AS
140/05 ER) haben die Antragstellerinnen erfolgreich erstritten, dass sie die
Regelleistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes fÃ¼r die Zeit vom 29. MÃ¤rz
2005 bis zum 30. Juni 2005 in einer HÃ¶he von 1.925,10 Euro gewÃ¤hrt bekamen.

Unter dem 15. Juni 2005 stellte die Antragstellerin zu 1. einen
Weiterbewilligungsantrag auf Leistungen fÃ¼r die Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitssuchende nach dem SGB II.

Mit Schreiben vom 21. Juni 2005 (Aktenordner â�� AO â�� Bl. 161) wies der
Antragsgegner darauf hin, dass die beiden SÃ¶hne auf Grund ihrer VolljÃ¤hrigkeit
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ihre AntrÃ¤ge selbst stellen mÃ¼ssten und bat darÃ¼ber hinaus um Nachweise
fÃ¼r die Mittellosigkeit der Antragstellerinnen und um die Vorlage von
Arbeitserlaubnissen.

Die Antragstellerin zu 1. meldete sich daraufhin mit Schreiben vom 27. Juni 2005, in
dem sie ausfÃ¼hrte, dass sie und ihre SÃ¶hne erst um eine Arbeitserlaubnis
nachsuchen kÃ¶nnten, wenn es zu einem Arbeitsvertrag komme oder sie eine
Arbeit gefunden hÃ¤tten. Die Antragstellerin zu 1. fÃ¼gte dem Schreiben die Kopie
einer alten Arbeitserlaubnis fÃ¼r die Zeit vom 27. Oktober 2004 bis zum 19. Januar
2005 bei.

Auf Anfrage des Antragsgegners Ã¼bersandte der Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof unter dem 24. Juni 2005 die AuszÃ¼ge aus dem
Bundeszentralregister bezÃ¼glich der Antragstellerinnen. DiesbezÃ¼glich wird auf
AO Blatt 171 Bezug genommen.

Der Antragsgegner lehnte sodann mit Bescheid vom 6. Juli 2005 (AO Bl.180) den
Antrag auf Weiterbewilligung der Leistungen nach dem SGB II ab. Gegen diesen
Bescheid wurde am gleichen Tag Widerspruch eingelegt. Dieser ist, soweit
ersichtlich, ebenfalls noch nicht beschieden worden.

Die Antragstellerinnen haben mit Schriftsatz vom 12. August 2005, eingegangen
beim Sozialgericht Frankfurt am Main (SG) am 15. August 2005, einen Antrag auf
einstweiligen Rechtsschutz mit dem Ziel gestellt, den Antragsgegner zu
verpflichten, ihnen Leistungen nach dem SGB II in voller HÃ¶he zu gewÃ¤hren.
Gleichzeitig stellten sie einen Antrag auf Prozesskostenhilfe (PKH). Aufgrund des
derzeitigen Aufenthaltsstatus sei es der Antragstellerin zu 1. nicht mÃ¶glich, eine
Arbeit zu finden. Den Antragstellerinnen drohe Obdachlosigkeit, da sie bei
Verweigerung der Leistungen nach dem SGB II nicht mehr in der Lage seien, ihre
Miete zu entrichten. Die Antragstellerin zu 1. gab am 1. August 2005 eine
eidesstattliche Versicherung ab, dass sie sich mit der Miete fÃ¼r die Monate Juli
2005 und August 2005 im RÃ¼ckstand befÃ¤nde. Sie lebe in der Wohnung mit ihrer
Tochter S. (Antragstellerin zu 2.) und ihren beiden SÃ¶hnen. Da sie fÃ¼r ihre Kinder
459,00 Euro Kindergeld erhalte und des Weiteren keine Einnahmen habe, sei sie
mittellos.

Mit Schreiben vom 19. August 2005 erwiderte der Antragsgegner, dass die
Antragstellerinnen nicht hilfebedÃ¼rftig im Sinne des SGB II seien. Die
Antragstellerinnen hÃ¤tten aus den von ihnen begangenen VermÃ¶gensdelikten
VermÃ¶genszuwÃ¤chse gehabt. Es sei egal, ob das Einkommen illegal oder legal
erworben worden sei, jedenfalls sei es in voller HÃ¶he zu berÃ¼cksichtigen und
anzurechnen. Da dem Antragsgegner im Zeitraum von April 1974 bis zum
Dezember 2004 diverse Straftaten bekannt geworden seien, seien die VermÃ¶gens-
und EinkommensverhÃ¤ltnisse der Antragstellerinnen unklar. Die Antragstellerinnen
hÃ¤tten ihre Mittellosigkeit nicht ausreichend nachgewiesen. Dabei sei zu
berÃ¼cksichtigen, dass die Antragstellerinnen seit Oktober 2004 ihren
Lebensunterhalt bestritten hÃ¤tten und unklar sei, wie sie dies ohne staatliche
Zuwendungen bewerkstelligt hÃ¤tten. Daher mÃ¼ssten VermÃ¶genszuflÃ¼sse
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vorhanden gewesen sein. Die unklare Sachlage gehe zu Lasten der
Antragstellerinnen. Der Antragsgegner beruft sich dabei auf verschiedene
Entscheidungen des Verwaltungsgerichts Frankfurt am Main (VG), die er
dahingehend zitiert: " dass grundsÃ¤tzlich Einkommen und VermÃ¶gen, Ã¼ber das
verfÃ¼gt werden kann, vom Leistungsberechtigten vor Eintritt von Leistungen nach
dem Gesetz aufgebraucht werden muss. Dabei kommt es nicht darauf an, ob das
verfÃ¼gbare Einkommen legal oder illegal erzielt worden ist. Es genÃ¼gt, dass
nicht auszuschlieÃ�en ist, dass die Antragsteller Ã¼ber Einkommen und
VermÃ¶gen verfÃ¼gen, so lange nicht glaubhaft gemacht worden ist, dass sie
Ã¼ber derartige Einkommen nicht verfÃ¼gen. Das bloÃ�e Bestreiten von
EinkÃ¼nften und Einkommen reicht zur Glaubhaftmachung eines
Anordnungsanspruches nicht aus, da Zweifel an der BedÃ¼rftigkeit aufgrund der
Angaben der Antragsteller zum Einkommen aus VermÃ¶gensdelikten verbleiben"
(so VG, Az.: aaaaa, Beschluss vom 6. Januar 2000). Aus dem Urteil vom 6. Oktober
2000 (VG, Az.: 3 E 344/00 (1) zitierte der Antragsgegner, "der KlÃ¤ger sei
strafrechtlich in Erscheinung getreten und in Ermittlungsverfahren verwickelt
worden. Vor diesem Hintergrund bestÃ¼nden ganz erhebliche Zweifel an seiner
HilfebedÃ¼rftigkeit, denn die in Rede stehenden Deliktsgruppen (Raub, schwerer
Diebstahl, rÃ¤uberische Erpressung, Drogenhandel) wÃ¼rden verÃ¼bt, um
Einnahmen zu erzielen. Der KlÃ¤ger habe die bestehenden Zweifel an seiner
HilfebedÃ¼rftigkeit nicht ausrÃ¤umen kÃ¶nnen." Aus einem Urteil vom 6. MÃ¤rz
2002 des VG (Az.: 3 E 3292/01) fÃ¼hrt der Antragsgegner an: "Es verstÃ¼nde sich
von selbst, dass diese aus kriminellen Verhaltserweisen erzielten wirtschaftlichen
Vorteile bei der Frage, ob der KlÃ¤ger einen Anspruch auf Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz habe, nicht aufgeblendet werden kÃ¶nnen." Weiter
zitiert der Antragsgegner eine Entscheidung des Hessischen
Verwaltungsgerichtshofes (Beschluss vom 24. Juni 1997, Az.: 9 TZ 1937/97): "Es
entspreche der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Senats, dass der Erlass einer
einstweiligen Anordnung, die die Bewilligung von Sozialhilfeleistungen zum
Gegenstand hat, nicht in Betracht kommt, wenn â�� wie hier â�� die Einkommens-
und VermÃ¶genslage der Hilfesuchenden unklar ist. Die Sozialhilfe ist in konkreten
BetrÃ¤gen zu gewÃ¤hren. Eine Verpflichtung des TrÃ¤gers der Sozialhilfe zur
Zahlung eines solchen konkreten Betrages kommt nur dann in Betracht, wenn der
Hilfesuchende die Obergrenze seiner monatlichen EinkÃ¼nfte glaubhaft macht und
sich dann ergibt, dass ein bestimmter Teil seines sozialhilferechtlichen Bedarfs nicht
gedeckt ist." Weiterhin fÃ¼hrt der Antragsgegner aus einer Entscheidung des
Hessischen Verwaltungsgerichtshofs (Beschluss vom 16. Dezember 1997, Az.: 9 TG
3818/97) an: "Es ist nicht mit dem fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen Anordnung
erforderlichen AusmaÃ� nachgewiesen, dass die Antragsteller bedÃ¼rftig sind. Sie
behaupten zwar, weder einsetzbares VermÃ¶gen zu besitzen noch laufende
EinkÃ¼nfte aus einer ErwerbstÃ¤tigkeit zu beziehen, und versichern ihren
Tatsachenvortrag an Eides statt; ihre Behauptungen sind jedoch nicht glaubhaft. (
â�¦Tatsachen zu den Straftaten â�¦). Dies deutet darauf hin, dass die Antragsteller
Ã¼ber verschwiegene EinkÃ¼nfte verfÃ¼gten, wobei dahingestellt bleiben kann,
ob es sich hierbei um Einnahmen aus illegalen GeschÃ¤ften mit nicht verzollten
Zigaretten oder um EinkÃ¼nfte aus einer ErwerbstÃ¤tigkeit handelt." SchlieÃ�lich
zitiert der Antragsgegner noch den Beschluss des VG vom 20. August 2003 (Az.: 3 G
3283/03 (V): "Auch illegal erzieltes Einkommen ist zu berÃ¼cksichtigen und
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anzurechnen, wenn es um die Frage geht, ob ein sozialhilferechtlich relevanter
Bedarf fÃ¼r den jeweiligen Bedarfszeitraum besteht. Dies hat das Gericht
wiederholt entschieden. ( ) Dabei hat es darauf hingewiesen, dass dem
Antragsteller zum Nachweis der Mittellosigkeit, an den an sich keine zu hohen
Anforderungen zu stellen sind, eine besondere Darlegungslast erwÃ¤chst, wenn
AnknÃ¼pfungspunkte bzw. Ungereimtheiten gegeben sind, die zu Zweifeln an der
Mittellosigkeit veranlassen. Dies kann auch darin bestehen, wenn kontinuierlich
Straftaten begangen worden sind, die Anlass zu der Annahme geben, es werde
durch die Begehung von Straftaten mehr oder weniger kontinuierlich Einkommen
erzielt." Weiterhin sei jedenfalls festzuhalten, dass die aufgefÃ¼hrten Straftaten der
Antragsteller wie auch die verÃ¼bten Straftaten der SÃ¶hne der Antragstellerin zu
1. Zweifel an ihrer HilfebedÃ¼rftigkeit begrÃ¼ndeten, welche zur
Leistungsversagung berechtigten. Die VermÃ¶gens- und EinkommensverhÃ¤ltnisse
seien unklar, so lange die Antragsteller ihre Mittellosigkeit nicht in entsprechender
Form nachgewiesen hÃ¤tten. Zwingend sei zu berÃ¼cksichtigen, dass die
Antragstellerinnen sowie die komplette Familie Ã¼ber einen sehr langen Zeitraum
(seit Oktober 2004) ihren Lebensunterhalt bestritten hÃ¤tten, ohne Leistung bzw. in
nur einem sehr geringen Umfang bezogen zu haben. Es mÃ¼ssten daher zwingend
finanzielle Mittel und MÃ¶glichkeiten vorhanden sein. Eine UnterstÃ¼tzung durch
Herrn S. â�� unabhÃ¤ngig von der zur VerfÃ¼gung gestellten Unterkunft â�� sei
ausgesprochen unwahrscheinlich, da dieser selbst nur 33 Euro Ã¼ber der Grenze
zur BedÃ¼rftigkeit liegen wÃ¼rde. Auch im Rahmen der anzustellenden
InteressenabwÃ¤gung gelange man zu keinem anderen Ergebnis. Denn unter
BerÃ¼cksichtigung des Grundsatzes der Nichtvorwegnahme der Hauptsache
spreche mehr fÃ¼r das Vorhandensein von finanziellen Mitteln als fÃ¼r eine
HilfebedÃ¼rftigkeit, zumal die Antragstellerinnen mit VermÃ¶gensdelikten im
Zusammenhang stÃ¼nden. Die fiskalischen Interessen des Antragsgegners seien
weitaus hÃ¶her zu bewerten als das Interesse der Antragstellerinnen aufgrund der
durch die Straftaten hervorgerufenen enormen Zweifel an der HilfsbedÃ¼rftigkeit.
Entscheidend sei weiterhin, dass die Antragstellerinnen mangels Vorliegens einer
Arbeitserlaubnis â�� EU nicht erwerbsfÃ¤hig i.S.d. Â§ 8 Abs. 2 SGB II seien. Eine
Arbeitsgenehmigung â�� EU nach Â§ 284 Abs. 1 SGB III und/oder eine
Arbeitsberechtigung â�� EU nach Â§ 284 Abs. 5 SGB III i.V.m. Â§ 12 a
Arbeitsgenehmigungsverordnung lÃ¤ge nicht vor. Auch hÃ¤tten die
Antragstellerinnen nicht die Voraussetzungen fÃ¼r eine entsprechende Erteilung
von Arbeitserlaubnissen. Mangels entsprechender Qualifikation schiede bei
summarischer PrÃ¼fung auch die Erteilung einer Arbeitsgenehmigung â�� EU nach 
Â§ 284 Abs. 3 SGB III i.V.m. Â§ 39 Abs. 6 und Abs. 2 bis 4 Aufenthaltgesetz aus. Eine
Erteilung nach Â§ 284 Abs. 4 SGB III scheitere bereits am fehlenden
Inlandswohnsitz, aber auch die Ã¼brigen Voraussetzungen lÃ¤gen nicht vor und
seien nicht glaubhaft gemacht. Aufgrund der erheblichen Straftaten kÃ¶nnten ihnen
auch keine BeschÃ¤ftigung erlaubt werden, so dass sie nicht berechtigt seien,
Leistungen nach dem SGB II zu empfangen.

Daraufhin entgegneten die Antragstellerinnen mit Schreiben vom 29. August 2005,
dass die begangenen VermÃ¶gensdelikte alle vor der erneuten Einreise nach
Deutschland, das hieÃ�e vor dem Jahre 2005, begangen worden seien. Der
derzeitige Lebensunterhalt kÃ¶nne jedenfalls aus dem angeblich aus den Straftaten

                             6 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/8.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/284.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/284.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/284.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/284.html


 

erwirtschafteten VermÃ¶gen nicht mehr bestritten werden. Soweit dies Ã¼berhaupt
erwirtschaftet worden sei, sei dieses schon lange verbraucht. Die Argumentation
des Antragsgegners liefe darauf hinaus, dass die Antragsteller geradezu
aufgefordert wÃ¼rden, auf illegale Weise ein Einkommen zu erzielen. Des Weiteren
legten sie eine schriftlichen ErklÃ¤rung eines Herrn W. vor, der damit bestÃ¤tigte in
den Monaten Juli und August jeweils 400,00 Euro zur UnterstÃ¼tzung den
Antragstellerinnen gegeben zu haben.

Das SG hat mit dem am 12. September 2005 an die Antragstellerinnen zugestellten
Beschluss vom 8. September 2005 den Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung sowie den Antrag auf PKH abgelehnt. Auf die GrÃ¼nde wird insoweit
Bezug genommen.

Der Beschwerde der Antragstellerinnen vom 12. Oktober 2005, eingegangen beim
SG am 13. Oktober 2005, half das SG durch Beschluss vom 2. November 2005
teilweise ab und verpflichtete den Antragsgegner im Wege der einstweiligen
Anordnung, den Antragstellerinnen ab dem 15. August 2005 Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II unter KÃ¼rzung der
Regelleistungen nach Â§ 20 SGB II auf 80 % zu gewÃ¤hren. Das SG hat seinen
Abhilfebeschluss im Wesentlichen zunÃ¤chst im Rahmen der InteressenabwÃ¤gung
dahingehend begrÃ¼ndet, dass im Falle der Ablehnung des Antrages auf
einstweiligen Rechtsschutz den Antragstellerinnen im Moment die notwendigsten
Mittel zur Existenzsicherung nicht zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Dabei gehe das SG
davon aus, dass nach dem glaubhaft gemachten Vortrag der Antragstellerinnen ihr
Bedarf ungedeckt sei. Hinzu kÃ¤me, dass die Antragstellerinnen durch die Vorlage
der Rechnungen des Klinikums H. und des Schreibens der AOK glaubhaft gemacht
hÃ¤tten, dass ihnen und insbesondere der Antragstellerin zu 2. der Zugang zu
notwendigsten medizinischen Behandlungen verschlossen sei. Allerdings erscheine
dem SG auch bei einer InteressenabwÃ¤gung gerechtfertigt, die KÃ¼rzungen
vorzunehmen, die sich aus dem Tenor ergÃ¤ben. Diese fÃ¼hrten zu keiner
unvertretbaren EinschrÃ¤nkung der Lebenshaltung der Antragstellerinnen und seien
vor diesem Hintergrund durch die im Eilverfahren nicht mÃ¶gliche vollstÃ¤ndige
AufklÃ¤rung der maÃ�geblichen finanziellen VorgÃ¤nge gerechtfertigt. Gemessen
an den Erfolgsaussichten in der Hauptsache, sei es Ã¼berwiegend wahrscheinlich,
dass die Antragstellerinnen einen Anspruch auf Leistungen nach Â§Â§ 7, 19 ff. SGB
II hÃ¤tten, wobei die Regelleistung um 20 % zu kÃ¼rzen sei. Die tragende
Argumentation des angefochtenen Beschlusses, wonach die Antragstellerinnen
nicht zum Kreis der Leistungsberechtigten gehÃ¶ren wÃ¼rden, da sie aufgrund von 
Â§ 8 Abs. 2 SGB II nicht als erwerbsfÃ¤hig gelten kÃ¶nnten, lieÃ�e sich nicht
aufrecht erhalten. Diese Argumentation stÃ¼tze sich in erster Linie auf das
wiederholte Vorbringen der rechtskundig beratenen Antragstellerinnen, sie
wÃ¼rden aufgrund des derzeitigen Aufenthaltsstatus keine Arbeit finden. An dieser
Argumentation hielten die Antragstellerinnen nicht mehr fest. Zudem seien
inzwischen fÃ¼r die Antragstellerin zu 1. als auch fÃ¼r ihre SÃ¶hne
Arbeitserlaubnisse zu den Akten gereicht worden, die hinsichtlich der Antragstellerin
zu 1. bis in das Jahr 2005 hinein GÃ¼ltigkeit gehabt habe und hinsichtlich der
SÃ¶hne gerade erst unbefristet erteilt worden seien. Unter diesen UmstÃ¤nden
lieÃ�e sich nach Auffassung der Kammer nicht mehr vertreten, dass den
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Antragstellerinnen die Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung nicht erlaubt werden
kÃ¶nne. Die Kammer halte es weiter fÃ¼r glaubhaft, dass anrechenbares
Einkommen und VermÃ¶gen nach Â§Â§ 11 und 12 SGB II bei der Antragstellerin zu
1. allenfalls in einem Umfang vorhanden sei, der die Absenkung der Regelleistung
um ein FÃ¼nftel rechtfertige. Das SG hielte daran fest, wie es bereits in dem
streitgegenstÃ¤ndlichen Beschluss vom 8. September 2005 zum Ausdruck
gekommen sei, dass durchaus noch Fragen hinsichtlich des Einkommens und
VermÃ¶gens der Antragstellerinnen offen geblieben seien. Erhebliche Zweifel
bestÃ¼nden an den von der Antragstellerin zu 1. abgegebenen eidesstattlichen
Versicherungen bezÃ¼glich ihrer BedÃ¼rftigkeit. Die Antragstellerin zu 1. habe im
Rahmen der ursprÃ¼nglichen Antragstellung bei der Agentur fÃ¼r Arbeit erklÃ¤rt,
dass es sich bei dem VerhÃ¤ltnis zu Herrn S. um eine Art Wohngemeinschaft ohne
wechselseitige UnterstÃ¼tzung handele, wÃ¤hrend sie im vorangegangenen
gerichtlichen Verfahren vorgetragen habe, dass Herr S. die Antragstellerinnen
unterstÃ¼tzt habe. Obwohl der Antragsgegner auf diesen Widerspruch hingewiesen
und auf ErlÃ¤uterungen gedrungen habe, wie die Antragstellerinnen ihren
Lebensunterhalt im fraglichen Jahr bestritten hÃ¤tten, sei dazu kein nÃ¤herer
Vortrag erfolgt. Auch die UnterstÃ¼tzung durch Herrn S. kÃ¶nne â�� worauf der
Antragsgegner zu Recht hingewiesen habe â�� kaum ausreichend plausibel
machen, wovon die Familie gelebt haben wolle; selbst wenn dieser unter
ZurÃ¼ckstellung der eigenen Mietzahlungen sein ganzes Einkommen dazu
verwendet haben wolle. Die Antragstellerinnen hÃ¤tten zwar erlÃ¤utert, wie sie den
Lebensbedarf der letzten Monate bestritten hÃ¤tten. Insgesamt blieben aber zur
VermÃ¶genssituation der gesamten Familie weiterhin so viele Fragen offen, dass
das SG erhebliche Zweifel an der BedÃ¼rftigkeit weiterhin habe. Jedenfalls lieÃ�en
sich die offenen Fragen im Rahmen des Eilverfahrens nicht klÃ¤ren.

Vor diesem Hintergrund hat das SG einen Anordnungsanspruch noch fÃ¼r
hinreichend wahrscheinlich gehalten. Weder der Kammer noch den
Antragstellerinnen lÃ¤gen irgendwelche konkreten Hinweise vor, dass die
Antragstellerinnen in den letzten Jahren Straftaten begangen hÃ¤tten, aus denen
sie EinkÃ¼nfte erzielt haben kÃ¶nnten. Soweit die von dem Antragsgegner
aufgelisteten Straftaten der Antragstellerinnen (BA Bl.166 ff.) in der Zeit nach 1999
Ã¼berhaupt einen VermÃ¶gensbezug gehabt hÃ¤tten, handele es sich um
Leistungserschleichungen/ BefÃ¶rderungserschleichung. Ein VermÃ¶genszuwachs
Ã¼ber die erschlichene Leistung hinaus sei mit derartigen Taten nicht verbunden
gewesen. Im Ã�brigen lÃ¤gen fÃ¼r das Jahr 2005 hinsichtlich beider
Antragstellerinnen keinerlei Angaben Ã¼ber Straftaten vor. Die SÃ¶hne bzw.
BrÃ¼der gehÃ¶rten nicht zur Bedarfsgemeinschaft, so dass deren mÃ¶gliches
Einkommen nur im Rahmen von Â§ 9 Abs. 5 SGB II gewÃ¼rdigt werden kÃ¶nne.
Weitere konkrete Hinweise auf gegenwÃ¤rtiges Einkommen oder VermÃ¶gen der
Antragstellerinnen lÃ¤gen der Kammer nicht vor. Zweifel an den Angaben der
Antragstellerinnen ergÃ¤ben sich daher im Grunde nur daraus, dass ihre
AusfÃ¼hrungen zu der Frage, wie sie ihren Lebensunterhalt bestritten hÃ¤tten,
seitdem die Stadt H. im Herbst letzten Jahres die Zahlung von Sozialhilfe eingestellt
habe, aufgrund des geringen Umfangs der eingerÃ¤umten Zahlungen Fragen
aufwerfen wÃ¼rden. Immerhin hÃ¤tten die Antragstellerinnen allerdings in den
ersten sechs Monaten des Jahres aufgrund des Bescheides der Bundesagentur fÃ¼r
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Arbeit vom 22. Dezember 2004 und des diesbezÃ¼glichen Beschlusses des SG vom
5. Mai 2005 monatliche Leistungen von 384,00 Euro erhalten. Hinzu kÃ¤men
Kindergeldzahlungen, welche die Antragstellerin zu 1. mit monatlich 459,00 Euro
angegeben hÃ¤tten. Zudem hÃ¤tten die Antragstellerinnen eine schriftliche
BestÃ¤tigung des Darlehensgebers, Herrn W., zu den Akten gereicht, mit der jeweils
eine Zahlung in HÃ¶he von 400,00 Euro fÃ¼r die Monate Juli und August 2005
belegt worden wÃ¤re. Unter Inkaufnahme von RÃ¼ckstÃ¤nden bei der Mietzahlung
erscheine eine Ã¤uÃ�erst bescheidene LebensfÃ¼hrung unter diesen UmstÃ¤nden
nicht als ausgeschlossen, so dass die Angaben der Antragstellerin zu 1. hinsichtlich
ihrer jetzigen finanziellen Situation, die sie durch die Abgabe zweier eidesstattlicher
Versicherungen verstÃ¤rkt hÃ¤tten, aus Sicht des SG als hinreichend glaubhaft â��
wenn auch nicht zur AusrÃ¤umung aller Zweifel geeignet â�� anzusehen seien. Die
EinwÃ¤nde des Antragsgegners gegen die entsprechenden Angaben, die sich
letztlich dahingehend zusammenfassen lieÃ�en, dass der dringende Verdacht
bestÃ¼nde, dass die Antragstellerinnen verborgene EinkÃ¼nfte hÃ¤tten, seien
durch objektive UmstÃ¤nde hinsichtlich der beiden Antragstellerinnen nicht
gestÃ¼tzt. Es handele sich insofern um MutmaÃ�ungen, die die Ablehnung von
existenznotwendigen Leistungen gerade nicht tragen kÃ¶nnten. Auch die
ungeklÃ¤rte Einkommens- und VermÃ¶genssituation der beiden SÃ¶hne bzw.
BrÃ¼der der Antragstellerinnen, die die Kammer veranlasst habe, deren
Beschwerden gegen die BeschlÃ¼sse des SG nicht abzuhelfen, lieÃ�en eine andere
Beurteilung fÃ¼r die beiden hiesigen Antragstellerinnen nicht zu. Da die beiden
SÃ¶hne nicht zur Bedarfsgemeinschaft gehÃ¶rten, kÃ¶nnten deren Einkommen und
VermÃ¶gen, soweit nicht tatsÃ¤chliche Zahlungen nachvollziehbar seien, den
Antragstellerinnen nur im Rahmen der Vermutung des Â§ 9 Abs. 5 SGB II
zugerechnet werden. Â§ 9 Abs. 5 SGB II lasse die Vermutung innerfamiliÃ¤rer
Leistungen allerdings auch nur dann zu, wenn diese nach dem Einkommen und
VermÃ¶gen der anderen Familienmitglieder vermutet werden kÃ¶nnten.

Insbesondere bei R. Re. bestÃ¼nden immerhin konkrete Anhaltspunkte, dass er
auch in jÃ¼ngster Zeit Straftaten begangen habe, die zu einer
VermÃ¶gensvermehrung gefÃ¼hrt hÃ¤tten bzw. zumindest fÃ¼hren sollten.
Allerdings sÃ¤he die Kammer keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r eine einigermaÃ�en
verlÃ¤ssliche SchÃ¤tzung dieses Einkommens und VermÃ¶gens. Soweit die SÃ¶hne
bzw. BrÃ¼der selbst betroffen wÃ¤ren, wÃ¤re dies nach Auffassung des SG
dennoch ausreichend fÃ¼r eine Ablehnung ihrer AntrÃ¤ge, wobei maÃ�geblich
hinzukÃ¤me, dass sie hinsichtlich ihrer BedÃ¼rftigkeit nicht wenigstens eine
eidesstattliche Versicherung vorgelegt hÃ¤tten. Den Antragstellerinnen im
vorliegenden Verfahren kÃ¶nne man dies aber nicht entgegenhalten. Selbst wenn
illegale Einnahmen der SÃ¶hne und BrÃ¼der unterstellt wÃ¼rden, bestÃ¼nden
keinerlei konkrete Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass diese den Antragstellerinnen auch
nur bekannt gewesen seien oder gar, dass diese einen Umfang erreicht hÃ¤tten, der
relevante Zahlungen an die Antragstellerinnen zugelassen hÃ¤tte oder noch
zulieÃ�e. ErgÃ¤nzend sei darauf hinzuweisen, dass sich die erhobenen VorwÃ¼rfe,
soweit erkennbar, sich weitgehend auf Taten bezÃ¶gen, bei denen der
Tatgegenstand nicht besonders wertvoll gewesen sei (wenn man vom Diebstahl
eines Mopeds im Mai 2004 absehen wÃ¼rde). Die Vermutung von Leistungen nach 
Â§ 9 Abs. 5 SGB II fÃ¤nde damit keine hinreichende Grundlage.
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Aufgrund der gesamten UmstÃ¤nde im vorliegenden Fall sei es aber gerechtfertigt,
die Regelleistung um ein FÃ¼nftel im Rahmen des Ermessens abzusenken, da die
Zweifel an der Einkommens- und VermÃ¶genssituation nicht ausgerÃ¤umt worden
seien. Schon um die Hauptsache, in deren Rahmen diese Zweifel zu klÃ¤ren sein
wÃ¼rden, nicht faktisch vorwegzunehmen, hat das SG in diesem Falle eine
Absenkung fÃ¼r geboten gehalten.

Der Anordnungsgrund sei aufgrund der ausgefÃ¼hrten InteressenabwÃ¤gung
gegeben.

Die einstweilige Anordnung sei auch angesichts des Umstandes, dass nach Â§ 41
Abs. 1 Satz 3 SGB II die Leistungsbewilligung regelmÃ¤Ã�ig fÃ¼r sechs Monate
erfolgen solle und hier der Bewilligungszeitraum ab dem 1. Juli 2007 im Streit
stÃ¼nde, entsprechend, also auf die Zeit bis allenfalls zum 31. Dezember 2005, zu
beschrÃ¤nken. Eine kÃ¼rzere Befristung hielte die Kammer nicht fÃ¼r
gerechtfertigt. Das SGB II sÃ¤he als Bewilligungszeitraum fÃ¼r den Regelfall sechs
Monate vor; diese VerÃ¤nderung im Vergleich zu der im Sozialhilferecht Ã¼blichen
monatsweisen Bewilligung kÃ¶nne auch im gerichtlichen Eilverfahren nicht
unberÃ¼cksichtigt bleiben. Gegen den dem Antragsgegner am 8. November 2005
zugestellten Beschluss hat dieser mit Schreiben vom 15. November 2005,
eingegangen beim Sozialgericht am 17. November 2005, Beschwerde erhoben. Das
SG hat dieser laut Beschluss vom 18. November 2005 (GA Bl. 204) nicht abgeholfen.

Die Beschwerde wird damit begrÃ¼ndet, dass das SG den Antragstellerinnen zu
Unrecht 80 % der Regelleistung zugesprochen habe. Es fehle an einem
Anordnungsanspruch sowie an einem Anordnungsgrund. Die Antragstellerinnen
seien nicht hilfebedÃ¼rftig. Die in der AufzÃ¤hlung genannten Straftaten der
Antragstellerin zu 1. in dem Zeitraum von April 1979 bis Oktober 2004 und der
Antragstellerin zu 2. im Jahre 2004 seien zumindest bei der Antragstellerin zu 1.
DiebstÃ¤hle. Im Ã�brigen wiederholt und vertieft der Antragsgegner sein
Vorbringen aus dem erstinstanzlichen Verfahren.

Die Antragstellerinnen beantragen (sinngemÃ¤Ã�),
den Antragsgegner im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes zu verpflichten, den
Antragstellerinnen Leistungen nach dem SGB III in voller RegelsatzhÃ¶he zu
gewÃ¤hren sowie die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss vom 2.
November 2005 zurÃ¼ckzuweisen.

Der Antragsgegner beantragt,
den Beschluss des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 2. November 2005
aufzuheben und den Antrag der Antragstellerinnen auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der vorliegenden
Gerichtsakte sowie der BehÃ¶rdenakte (2 Hefter) Bezug genommen. SÃ¤mtliche
Akten sind Gegenstand des vorliegenden Verfahrens gewesen.

II.
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Die Beschwerden der Antragstellerinnen und des Antragsgegners sind
unbegrÃ¼ndet. Das SG hat zu Recht die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass der
beantragten einstweiligen Anordnung bejaht, dabei jedoch zu Unrecht die zu
gewÃ¤hrenden Leistungen auf 80 Prozent der Regelleistungen begrenzt.

Nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht auf Antrag
eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die
Gefahr besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustandes die
Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert
werden kÃ¶nnte. Nach Satz 2 der Vorschrift sind einstweilige Anordnungen auch zur
Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile notwendig erscheint. Die GewÃ¤hrung einstweiligen
Rechtsschutzes setzt in diesem Zusammenhang einen Anordnungsanspruch, also
einen materiell-rechtlichen Anspruch auf die Leistung, zu der der Antragsgegner im
Wege des einstweiligen Rechtsschutzes verpflichtet werden soll, sowie einen
Anordnungsgrund, nÃ¤mlich einen Sachverhalt, der die EilbedÃ¼rftigkeit der
Anordnung begrÃ¼ndet, voraus.

Dabei stehen Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund nicht isoliert
nebeneinander, es besteht vielmehr eine Wechselbeziehung derart, als die
Anforderungen an den Anordnungsanspruch mit zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit
bzw. Schwere des drohenden Nachteils (dem Anordnungsgrund) zu verringern sind
und umgekehrt. Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund bilden nÃ¤mlich
aufgrund ihres funktionalen Zusammenhangs ein bewegliches System (Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, SGG â�� Kommentar, 8. Auflage, Â§ 86 b Rdnrn. 27 und 29
m. w. N.). Ist die Klage in der Hauptsache offensichtlich unzulÃ¤ssig oder
unbegrÃ¼ndet, ist der Antrag auf einstweilige Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den
Anordnungsgrund grundsÃ¤tzlich abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht
nicht vorhanden ist. Ist die Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich
begrÃ¼ndet, so vermindern sich die Anforderungen an einen Anordnungsgrund. In
der Regel ist dann dem Antrag auf Erlass der einstweiligen Anordnung
stattzugeben, auch wenn in diesem Fall nicht gÃ¤nzlich auf einen Anordnungsgrund
verzichtet werden kann. Bei offenem Ausgang des Hauptsacheverfahrens, wenn
etwa eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- und Rechtslage im Eilverfahren nicht
mÃ¶glich ist, ist im Wege einer FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden. Dabei sind
insbesondere die grundrechtlichen Belange des Antragstellers umfassend in die
AbwÃ¤gung einzustellen. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
mÃ¼ssen sich die Gerichte schÃ¼tzend und fÃ¶rdernd vor die Grundrechte des
Einzelnen stellen (vgl. zuletzt Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 12. Mai
2005 â�� 1 BvR 569/05).

Sowohl Anordnungsanspruch als auch Anordnungsgrund sind gemÃ¤Ã� Â§ 920 Abs.
2 der Zivilprozessordnung (ZPO) i. V. m. Â§ 86 b Abs. 2 Satz 4 SGG glaubhaft zu
machen. Dabei sind, soweit im Zusammenhang mit dem Anordnungsanspruch auf
die Erfolgsaussichten abgestellt wird, die Sach- und Rechtslage nicht nur
summarisch, sondern abschlieÃ�end zu prÃ¼fen (Bundesverfassungsgericht, a. a.
O.). Die Glaubhaftmachung bezieht sich im Ã�brigen lediglich auf die reduzierte
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PrÃ¼fungsdichte und die nur eine Ã¼berwiegende Wahrscheinlichkeit erfordernde
Ã�berzeugungsgewissheit fÃ¼r die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen des
Anordnungsanspruchs und des Anordnungsgrundes (vgl. Meyer-Ladewig, a. a. O.,
Rdnrn. 16 b, 16 c, 40).

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen war dem Antrag der Antragstellerinnen,
soweit es Leistungen nach dem SGB II ab der Stellung des Eilantrages bei dem SG
betraf, in voller HÃ¶he zu entsprechen. Im Fall der Antragstellerinnen geht der
Senat davon aus, dass die Erfolgsaussichten einer Klage im Hauptsacheverfahren
zumindest offen sind. Ohne den Erlass der einstweiligen Anordnung wÃ¼rde ihnen
zudem ein gegenwÃ¤rtiger erheblicher Nachteil drohen, der nicht hinzunehmen ist.
Der Beschwerdeantrag des Antragsgegners hatte insoweit keinen Erfolg.

GemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 2 Satz 1 SGB II erhalten Leistungen nach diesem Gesetz
Personen, die das 15. Lebensjahr vollendet und das 65. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, erwerbsfÃ¤hig im Sinne des Â§ 8 SGB II und hilfebedÃ¼rftig sind
sowie ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet haben. Zu den zu
gewÃ¤hrenden Leistungen gehÃ¶ren als Arbeitslosengeld II insbesondere die
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes einschlieÃ�lich der angemessenen
Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung (Â§ 19 Abs. 1 Nr. 1 SGB II). Nicht
erwerbsfÃ¤hige AngehÃ¶rige, die mit erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen in einer
Bedarfsgemeinschaft leben, erhalten grundsÃ¤tzlich Sozialgeld, das die sich aus Â§
19 Satz 1 Nr. 1 SGB II ergebenden Leistungen umfasst (Â§ 28 Abs. 1 Satz 1 und 2
SGB II). HilfebedÃ¼rftig ist nach Â§ 9 Abs. 1 SGB II, wer seinen Lebensunterhalt und
den Lebensunterhalt der mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen
nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Mitteln oder aus den zu
berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann und die
erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen oder von
TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhÃ¤lt. Vom Vorliegen der
Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes in HÃ¶he von 80 % ist im Falle der Antragstellerinnen
auszugehen, da die Antragstellerin zu 1. Ã¼ber allenfalls geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte
durch gelegentliche Zuwendungen von Dritten und das Kindergeld verfÃ¼gt. Nach
dem im Eilverfahren feststellbaren Sachverhalt ist der Lebensunterhalt der
Antragstellerinnen ansonsten aber nicht durch anrechenbare Mittel Dritter oder
sonstwie gesichert.

Die HilfebedÃ¼rftigkeit der Antragstellerinnen kann auch nicht â�� wie es der
Antragsgegner tut â�� mit dem Hinweis darauf verneint werden, zum einen sei die
VermÃ¶genssituation der Antragstellerinnen nach wie vor unklar und zum anderen
sei es den Antragstellerinnen Ã¼ber Monate hinweg mÃ¶glich gewesen, den
Lebensunterhalt ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfe zu sichern. Insbesondere
kann der Antragsgegner nicht mit der Argumentation Erfolg haben, er kÃ¶nne nicht
nachvollziehen, wie die Antragstellerinnen mit denen ihnen zur VerfÃ¼gung
stehenden bescheidenen Mitteln Ã¼berhaupt ihren Lebensunterhalt haben sichern
kÃ¶nnen und auch nicht damit, dass aus den von den Antragstellerinnen bis 2004
vor ihrer Ausreise verÃ¼bten Delikten weiteres VermÃ¶gen vorhanden sein
mÃ¼sse. Der Senat ist in stÃ¤ndiger Rechtsprechung der Auffassung, dass einem
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Hilfesuchenden die GewÃ¤hrung der Hilfe zum Lebensunterhalt nicht zunÃ¤chst
verweigert werden kann, um ihm dann entgegenzuhalten, dass bereits das
Ã�berleben ohne die verweigerte Hilfe Zweifel an der HilfsbedÃ¼rftigkeit
begrÃ¼nden wÃ¼rden entgegengetreten (Beschluss vom 29. Juni 2005, Az.: L 7 AS
1/05 ER; Beschluss vom 26. Oktober 2005, Az.: L 7 AS 65/05 ER). In den zitierten
BeschlÃ¼ssen fÃ¼hrt der Senat aus, nur wenn der Antragsgegner unter Angabe
von Tatsachen konkret vorgetragen hÃ¤tte, Ã¼ber welches â�� bisher
verschwiegenes Einkommen die Antragstellerinnen aktuell verfÃ¼gten, so dass
diesen auch eine Widerlegung im Rahmen ihrer Mitwirkungspflichten mÃ¶glich
gewesen wÃ¤re, kÃ¶nnten berechtigte Zweifel an der HilfebedÃ¼rftigkeit bestehen
und diese ein Gewicht erlangen, dass die Ablehnung von Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes rechtfertige (vgl. auch: Bundesverfassungsgericht â��
BVerfG -, Beschluss vom 12. Mai 2005, Az.: 1 BvR 569/05). Damit reicht ersichtlich
das schlichte Behaupten des Antragsgegners, es seien weiteres VermÃ¶gen oder
weitere Einnahmen vorhanden, nicht aus. Da der Antragsgegner lediglich sein
bisheriges erstinstanzliches Vorbringen vor dem erkennenden Senat wiederholt und
mit der Beschwerde keine neuen Gesichtspunkte vorgebracht hat, verweist der
erkennende Senat zur Vermeidung von Wiederholungen auf die zutreffenden
GrÃ¼nde und AusfÃ¼hrungen im angefochtenen Beschluss (vgl. Â§ 153 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).

Auch die Zitate aus Entscheidungen des VG und des Hessischen
Verwaltungsgerichtshofes (VGH) fÃ¼hren nicht zur Substantiierung des Vortrages
des Antragsgegners.

Der erkennende Senat ist zwar in Ã�bereinstimmung mit der Rechtsprechung der
VG der Auffassung, dass sÃ¤mtliches VermÃ¶gen â�� auch illegal erzieltes â�� als
VermÃ¶gen bei beanspruchten Leistungen nach dem SGB II anzurechnen ist. An
dieser Stelle ist aber darauf hinzuweisen, dass der Antragsgegner keine
ausreichenden AnknÃ¼pfungspunkte bzw. Ungereimtheiten dafÃ¼r dargelegt hat,
dass die Antragstellerinnen aus den von ihnen verÃ¼bten Straftaten â�� soweit
Ã¼berhaupt ein VermÃ¶gensbezug gegeben â�� nach nunmehr fast einem Jahr
noch verfÃ¼gen. Der erkennende Senat folgt vielmehr dem
Bundesverfassungsgericht, dass UmstÃ¤nde der Vergangenheit nur insoweit
herangezogen werden dÃ¼rfen, wenn sie eindeutige Erkenntnisse Ã¼ber die
gegenwÃ¤rtige Lage der Antragstellerinnen ermÃ¶glichen wÃ¼rden (vgl. dazu:
BVerfG, Beschluss vom 12. Mai 2005, a. a. O.). Diese liegen dem Antragsgegner
aber offensichtlich nicht vor. Der Antragsgegner ist verpflichtet, im Rahmen des Â§
20 Sozialgesetzbuch â�� Zehntes Buch â�� (SGB X), den Sachverhalt umfassend
von Amts wegen aufzuklÃ¤ren. Wenn danach tatsÃ¤chlich berechtigte Zweifel an
der BedÃ¼rftigkeit der Antragstellerinnen bestÃ¼nden, muss der Antragsgegner
den Antragstellerinnen den Weg zur Erlangung der sozialen Leistungen aufzeigen.
In diesem Rahmen muss der Antragsgegner die Antragstellerinnen konkret
auffordern, bestimmte Belege und bezeichnete Beweismittel vorzulegen, die der
Antragsgegner fÃ¼r eine positive Entscheidung Ã¼ber den Antrag fÃ¼r erforderlich
hÃ¤lt. Der Antragsgegner kann sich nicht allein auf den Standpunkt zurÃ¼ckziehen,
die VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse der Antragstellerinnen seien aufgrund von 31
begangenen Straftaten im Zeitraum von 1979 (!) bis 2004 ungeklÃ¤rt.

                            13 / 15

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20AS%201/05%20ER
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20AS%201/05%20ER
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20AS%2065/05%20ER
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%20569/05
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%20569/05


 

Zu einer solchen Erkenntnis darf der Antragsgegner erst dann gelangen, wenn er
die Antragstellerinnen aufgefordert hat, bestimmte, genau bezeichnete
Beweismittel vorzulegen und die Antragstellerinnen dem nicht nachgekommen sind
(vgl. in einem Ã¤hnlichen Fall: SG DÃ¼sseldorf, Beschluss vom 1. Februar 2005,
Az.: S 35 SO 9/05 ER). Der Antragsgegner hat im vorliegenden Fall weder konkret
vorgetragen, Ã¼ber welche angeblichen EinkÃ¼nfte die Antragstellerinnen seit
wann aktuell verfÃ¼gen sollen, noch hat er konkret dargetan, in welcher HÃ¶he die
Antragstellerinnen Ã¼berhaupt aus begangenen Straftaten vor ihrer Ausreise illegal
VermÃ¶gen erwirtschaftet haben und warum dieses nach Ausreise und
Wiedereinreise nach einem Jahr noch vorhanden sein soll. Eine Widerlegung der
vom Antragsgegner "ins Blaue" hinein gemutmaÃ�ten VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse
war daher den Antragstellerinnen im Rahmen ihrer Mitwirkungsobliegenheit nicht
mÃ¶glich. AuÃ�erdem sprechen die UmstÃ¤nde deutlich fÃ¼r die Notlage der
Antragstellerinnen. Die Antragstellerinnen mussten ihre Mitwohngelegenheit nach
RÃ¤umung bei Herrn S. verlassen und eine neue Wohnung anmieten.
Krankenversicherungsschutz fÃ¼r die Behandlung der Antragstellerin zu 2. war
nicht gegeben und eine an sich an einen stationÃ¤ren Aufenthalt anschlieÃ�ende
Folgebehandlung ist, aus der Mittellosigkeit der Antragstellerinnen begrÃ¼ndet,
nicht gewÃ¤hrleistet. Es ist nicht anzunehmen, dass jemand solche Folgen eintreten
lieÃ�e, wenn er nicht mittellos wÃ¤re.

Auch bezÃ¼glich der Ã¼brigen zutreffenden AusfÃ¼hrungen bezÃ¼glich der
ErwerbsfÃ¤higkeit (Â§ 8 Abs. 2 SGB II) der Antragstellerinnen sowie der
WÃ¼rdigung des Â§ 9 Abs. 5 SGB II wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf
den erstinstanzlichen Beschluss verwiesen (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Den Antragstellerinnen stehen die Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II
auch ungekÃ¼rzt zu. Der erkennende Senat ist der Auffassung, dass eine
Regelsatzsenkung bei existenzsichernden Leistungen im Wege des Eilverfahrens im
Regelfall nicht damit begrÃ¼ndet werden kann, die VermÃ¶genslage sei unklar
und/oder die volle RegelsatzgewÃ¤hrung bedeute eine Vorwegnahme der
Hauptsache. Ersteres wÃ¼rde zur Versagung der begehrten Leistungen fÃ¼hren,
da die Antragstellerinnen ihren Mitwirkungspflichten (Â§ 60 ff. Sozialgesetzbuch â��
Erstes Buch â�� (SGB I)) nicht ausreichend nachgekommen wÃ¤ren und letztere
BegrÃ¼ndung greift nicht, da die aktuellen RegelsÃ¤tze das soziokulturelle
Existenzminimum sichern sollen (BVerfG a.a.O.). Die staatliche Verpflichtung zur
Existenzsicherung (Art. 20 Abs. 1, Art. 1 Abs.1 Grundgesetz â�� GG -) bedeutet
nicht nur das "nackte Ã�berleben" zu gewÃ¤hrleisten, sondern darÃ¼ber hinaus soll
auch die soziale Ausgrenzung als Folge der Mittellosigkeit verhindert werden.
Geboten ist also eine wirtschaftliche Grundsicherung, die es dem Einzelnen
ermÃ¶glicht, "in der Umgebung von NichthilfeempfÃ¤ngern Ã¤hnlich wie diese zu
leben", das heiÃ�t, an den Lebensgewohnheiten und dem Lebensstandard
teilzunehmen, die unter den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Gegebenheiten
fÃ¼r unverzichtbar gehalten werden (BVerwGE 36, 256 (258); 97, 376 (378)). Ob
die RegelsatzhÃ¶he des SGB II den Vorgaben des Art. 20 Abs.1, Art. 1 Abs. 1 GG
gerecht wird, kÃ¶nnte im Hinblick auf ihre Berechnung und damit auf die
GewÃ¤hrleistung des existenznotwendigen Mindestbedarfs zweifelhaft sein. Die
Berechnung fuÃ�t nÃ¤mlich auf der vom Statistischen Bundesamt erhobenen
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Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) von 1998, die auf
den Stand vom 1. Juli 2003 hochgerechnet worden sein soll (BT-Drs. 15/1516, S. 56
). Bedenken gegen die "Modellberechnung" (BR-Drs. 206/04, S. 12) stÃ¼tzen sich
darauf, dass als Parameter das dem SGB IIâ��Bezieher zuzugestehende und zu
ermÃ¶glichende Konsumverhalten unzureichend BerÃ¼cksichtigung gefunden habe
(vgl. Spindler, Helga, Die neue Regelsatzverordnung â�� Das Existenzminimum
stirbt in Prozentschritten (info also 4/2004, S. 147 ff.). Im Rahmen eines
Eilverfahrens ist indes mÃ¶glichen verfassungsrechtlichen Einwendungen nicht
nachzugehen. ZusÃ¤tzlich maÃ�geblich ist jedenfalls, dass durch die GewÃ¤hrung
des Existenzminimums der elementare Lebensbedarf eines Menschen nur in dem
Augenblick befriedigt werden kann, in dem er entsteht (BVerfG a.a.O.) Dieses
GegenwÃ¤rtigkeitsprinzip ist als Teil der Sozialhilfe (seit 2005 sind an ihre Stelle die
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II getreten) auch grundsÃ¤tzlich fÃ¼r die
Entscheidung in Eilverfahren zu beachten. Die Antragstellerinnen sind â�� wie
ausgefÃ¼hrt â�� nach den bisherigen Erkenntnissen mittellos und befinden sich
damit auch zur Zeit in einer akuten, gegenwÃ¤rtigen Notlage, so dass die
Grundsicherungsleistungen in vollem Umfang zu gewÃ¤hren sind.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 19.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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